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Die Umweltministerkonferenz (UMK)
hat Ende 2005 die Bund-/Länderar-

beitsgemeinschaft Abfall (LAGA) gebeten,
einen Erfahrungsbericht zur Verpa-
ckungsentsorgung vorzulegen. Im An-
schluss an diesen Bericht wurde eine zeit-
nahe Novelle der Verpackungsverordnung
gefordert (VerpackV 1998).

Im März dieses Jahres hat das Bundes-
umweltministerium einen nicht mit den
übrigen Ressorts abgestimmten Referen-
tenentwurf vorgelegt (BMU 2007). Nach
zwischenzeitlicher Anhörung der betei-
ligten Kreise liegt mittlerweile ein über-
arbeiteter Referentenentwurf vor, der
auch als Kabinettsvorlage dienen könnte.

Wesentliche Inhalte 
der Novelle

Die Kernpunkte der Novelle lassen
sich in fünf Thesen zusammenfassen:
❚ Sicherung der haushaltsnahen Erfas-

sung von Verpackungen durch fairen
Wettbewerb,

❚ klare Trennung der Tätigkeitsfelder
von dualen Systemen und Selbstent-
sorgern,

❚ Transparenz durch sogenannte „Voll-
ständigkeitserklärungen“,

❚ Förderung des Wettbewerbs zwischen
haushaltsnahen Erfassungssystemen,

❚ Optimierung der Zusammenarbeit
zwischen Erfassungssystemen und
Kommunen.
Insbesondere die vorgesehene klare

Trennung der Tätigkeitsfelder von dualen
Systemen und Selbstentsorgern bedeutet,

Zur aktuellen Lage der Verpackungsverordnungs-Novelle

Durch Wettbewerb und Transpa-
renz Trittbrettfahrer ausbremsen
Eine zunehmende Zahl von Unternehmen wälzen die Kosten der
Entsorgung ihrer Verpackungen auf die haushaltsnahen Erfas-
sungssysteme oder die öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger
ab. Die Hersteller selbst leisten somit keinen angemessenen Bei-
trag zur Entsorgung. Durch eine Anpassung des rechtlichen Rah-
mens sollen Schlupflöcher für Trittbrettfahrer geschlossen werden. 
Von Andreas Mönnig und Markus W. Pauly

schen dualen Systemen und Selbstentsor-
gern verleiht der Definition der Schnittstel-
le des „privater Endverbrauchers“ eine
überragende Bedeutung. 

Zukünftig sollen nur noch karitative
Einrichtungen, Bildungseinrichtungen so-
wie Unterkunfts- und Verpflegungsein-
richtungen in Kasernen den privaten
Haushalten gleichgestellt werden. Bei al-
len übrigen Anfallstellen soll eine Gleich-
stellung mit privaten Haushalten nur dann
erfolgen, wenn dort Verpackungen in Art,
Form und Größe wie in privaten Haushal-
ten anfallen und diese über haushaltsüb-
liche Sammelgefäße mit einem maxima-
len Volumen von 1100 Liter je Stoffgruppe
in einem haushaltsüblichen Abfuhrrhyth-
mus entsorgt werden können.

Gefahr des Missbrauchs

Hervorzuheben ist hierbei, dass sämt-
liche Verpackungen, die nicht innerhalb
der Schnittstelle der privaten Haushalte
beziehungsweise der den privaten Haus-
halten gleichgestellten Einrichtungen an-
fallen, nicht mehr der Quotenpflicht
unterliegen.

Kritiker meinen zu Recht, dass diese
Neugestaltung des Verhältnisses zwi-
schen dualen Systemen und Selbstentsor-
gern dazu führt, dass die Hersteller und
Vertreiber bemüht sind, möglichst viele
Verpackungen dem gewerblichen Bereich
zuzuordnen, um der aufwendigen Ver-
pflichtung, Quoten zu erfüllen, zu entge-
hen.

Schutz durch 
Vollständigkeitserklärung

Den somit möglichen missbräuch-
lichen Entwicklungen soll in Zukunft
durch das neu geschaffene Institut der
Vollständigkeitserklärung begegnet wer-
den. Danach sollen Hersteller und Ver-
treiber von Verpackungen verpflichtet
sein, eine bestätigte Vollständigkeitserklä-
rung bei der Industrie- und Handelskam-
mer zu hinterlegen. Die Vollständigkeits-
erklärung soll Angaben enthalten über
die Verpackungsmenge, den Anfallort pri-
vater Endverbraucher oder Gewerbe, den
Umfang und die Art der Teilnahme an

dass zukünftig Verkaufsverpackungen
„die typischerweise beim privaten Endver-
braucher anfallen“, ausschließlich über
duale Systeme entsorgt werden. Sämtli-
che Verpackungen, die hingegen im ge-
werblichen Bereich anfallen, also auch
Verkaufsverpackungen aus dem gewerb-
lichen Bereich, unterliegen der Selbstent-
sorgung. Bei der Selbstentsorgung sind
keine Verwertungsquoten einzuhalten.
Die Hersteller oder Vertreiber haben le-
diglich ihren Rücknahmepflichten zu ge-
nügen. Ausschließlich die dualen Syste-
me haben Verwertungsquoten zu erfüllen.

Ausnahme vom 
Trennungsmodell

In den letzten Entwürfen des BMU
wurde allerdings eine Möglichkeit für die
Ausnahme von der Beteiligungspflicht an
dualen Systemen vorgesehen. Und zwar
dann, wenn die Hersteller und Vertreiber
von Verkaufsverpackungen diese selbst
zurücknehmen und nach Vorgabe der
Verwertungsquoten recyceln.

Die Pflicht entfällt jedoch nur, wenn
die zuständige Landesbehörde eine ent-
sprechende Ausnahmegenehmigung er-
teilt. Dazu müssen die Hersteller und
Vertreiber, beziehungsweise die Entsor-
gungsdienstleister, geeignete und bran-
chenbezogene Erfassungsstrukturen ein-
gerichtet haben, die die Rückgabe der
jeweiligen Verpackungen gewährleisten.
Des Weiteren müssen die relevanten Ver-
wertungsanforderungen erfüllt werden.

Die Neuregelung des Verhältnisses zwi-
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te nach der Verkündung geplant. Es ist
nicht auszuschließen, dass diese Über-
gangsfrist aus verfassungsrechtlichen
Gründen noch verlängert wird.

Schließlich ist jedoch auch nicht aus-
zuschließen, dass die Novelle ganz schei-
tert, nachdem die ehrgeizigen Ziele, eine
rasche Novellierung durchzuführen, be-
reits heute als nicht erreicht angesehen
werden müssen und alle Beteiligten da-
von überzeugt sind, dass schließlich auch
eine Novelle der Novelle unvermeidlich
sein wird.
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dualen Systemen beziehungsweise der
Selbstentsorgertätigkeit.

Zu Recht wird in diesem Zusammen-
hang kritisiert, dass die Dokumentation
der Qualität der Erfassung im Rahmen
der Vollständigkeitserklärung zu kurz
kommt und somit die Vollständigkeitser-
klärung insgesamt wohl nicht geeignet
ist, missbräuchlichen Entwicklungen ent-
gegenzuwirken.

Fairer Wettbewerb

Des Weiteren ist vorgesehen, dass die
dualen Systeme sich an einer sogenann-
ten Gemeinsamen Stelle beteiligen. Die-
ser Gemeinsamen Stelle obliegen insbe-
sondere folgende Aufgaben:
❚ Ermittlung der anteilig zuzuordnen-

den Verpackungsmengen mehrerer
Systeme im Gebiet eines öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträger,

❚ Abstimmung der Nebenentgelte,
❚ wettbewerbsneutrale Koordination der

Ausschreibungen.
Wie die wettbewerbsneutrale Koordi-

nation der Ausschreibung zu erfolgen
hat, soll offenbar den Wirtschaftsbeteilig-
ten in Abstimmung mit dem Bundeskar-
tellamt überlassen werden.

Darüber hinaus hat sich die Novelle
zur Aufgabe gemacht, das Verhältnis zwi-
schen dualen Systemen und öffentlich-
rechtlichen Entsorgungsträgern teilweise
neu zu regeln. So soll eine Optimierung
der Zusammenarbeit zwischen den dua-
len Erfassungssystemen und den Kom-
munen bewirkt werden.

Ein wesentlicher Punkt ist, dass der öf-
fentlich-rechtliche Entsorgungsträger zu-
künftig die Miterfassung stoffgleicher
Wertstoffe durch den Systembetreiber ver-
langen kann. Im Gegenzug dazu können
duale Systeme vom öffentlich-rechtlichen
Entsorgungsträger die Mitbenutzung
kommunaler Sammeleinrichtungen ver-
langen.

Ausblick

Derzeit ist absehbar, dass die Novelle
wohl erst zur Jahreswende 2007/2008 im
Bundesgesetzblatt verkündet wird. Das
Inkrafttreten der Novelle ist sechs Mona-
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